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9 ? och gehören diejenigen tentschen . Staaten hieher , in

welchen entweder Veränderungen in der bestehen¬

den alteren Verfassung erfolgt ,- oder neue Verfas¬

sungen angckündigt und versprochen , oder

wirklich ein geführt worden sind , doch ohne daß

die Urkunde derselben bereits öffentlich erschienen wäre .

In Hinsicht der ständischen Verfassung in den bei¬

den Staaten der Großherzoge von Mecklenburg -.

Schwerin und von Mecklenburg - Strelitz ward

eine Modisication derselben ofsiciell durch folgende

Bekanntmachung des Großherzogs von Mecklen --

bürg - Schwerin vom ZZ . Nov » 1817 .

angekündigt .

„ Friedrich Franz , von Gottes Gnaden Großhcr -

zog von Mecklenburg re . Wir sind in Uebcreinstimmung

mit Unsers Herrn Vetters , des regierenden Großherzogs

von Mecklenburg - Strelitz königl . Hoheit und Lieb -
den , nach Unsrer seit der Auflösung der vormaligen

putschen Reichsvcrfaffung stets gehegten Äbstcht , des
land .esvaterlichen Entschlusses geworden , schon jetzt , und
bis dahin , daß von Seiten dev teutschen Bun¬

desversammlung solcherhalb allgemein gül¬

tige Einrichtungen vereinbart und getroffen
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werden möchten , Unfern getreuen Landstän -
den befriedigende Mittel und Wege zu eröff¬
nen , um bei streitigen Fällen in Angelegen¬
heiten , welche die Landesverfassung betref¬
fen , zur rechtlichen Entscheidung zu gelangen .

Nachdem Wir nun zu solchem Ende durch Unser
Ministerium mit dem auf Unfern Befehl abgeordneten
Deputieren Unserer getreuen Ritter - und Landschaft ge¬
nügsame Unterhandlungen pflegen lassen , epthcilcn Wir
darüber folgende endliche Bestimmungen :

1 ) Sollte zwischen Uns und Unfern getreuen Land¬
ständen , sey cs die gesammte Ritter - und Land¬
schaft , oder mit einer von beiden allein , entweder
unmittelbar , oder bei einer ihnen landesversassungs -
mäßig zustchenden Vertretung , über Landesverfas¬
sung , Landesgrundgcsehe , sonstige öffentliche Ver¬
träge , die Auslegung und Anwendung derselben ,
so wie überhaupt bei der Ausübung der landes¬
herrlichen Gewalt , eine Verschiedenheit der An¬
sichten entstehen und ein streitiger Fall sich erge¬
ben ; so soll zwar , nach wie vor , der Weg der
Beseitigung durch unmittelbare gütliche Unterhand¬
lungen aufrichtig , redlich und ernsthaft versucht ,
im Entstchungsfalle aber , und sobald Unsre
Landstände darauf antragcn werden , der
Gegenstand auf compromissa rischem Wege
zur rechtlichen Entscheidung gebracht
werden .

2 ) Die compromissarische Behörde soll scpn :
s ) entweder in den Fällen , wo Wir mit Unfern Stän¬

den über die Wahl dieser Gattung von Compro -
miß und des Gerichts Uns vereinigen , ein ein¬
heimisches oder auswärtiges Gericht ,
welches Gericht alsdann die Sache nicht in ge¬
wöhnlicher Prpzeßform , sondern nach An¬
leitung der unten folgenden Bestimmungen zu ver¬
handeln hat , jedoch mit Beobachtung des bei Pa¬
rität der Stimmen gewöhnlichen gesetzlichen Ver¬
fahrens ;
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l>) oder in dem Falle , wo Wir mit unser » Ständen
Uns lieber über dje Wahl der folgenden Com /
Promißgattung vereinige » / zwei teutsche Bun -
des fürsten rcspcctivc von Uns und Unfern
Landständcn erwählt / an welche Wir dem¬
nächst den Antrag richten wolle « / ihren Bundes -
tagsgesandtcn , oder zwei der Rechte nnd Staats -
fachen kundige Männer , zur Verhandlung und
rechtlichen Entscheidung der Sache zu bestellen ;
oder endlich

v) jedesmal dann , wenn eine Vereinigung zur Wahl
der einen oder andern vorerwähnten Gattung von
Compromisscn nicht zu erreichen fehlt , nothwen -
dig ein Zusammssnsrikt von zwei oder vier
einheimischen oder auswärtigen Män¬
nern , ohne alle Beschränkung durch Standes -
oder Dienstverhältnisse derselben , von jedem Theile
zur Hälfte gewählt , so , daß cs von Uns nicht
nur , sondern auch von Unfern Landständen in
jedem besonder » Falle abhängt , die größere An¬
zahl zu fordern , ja auch auf der Benennung der
doppelten Anzahl , zur Auswahl aus den gegen¬
seitig benannten , zu bestehen .

3 ) Die Compromißbehördc soll stets binnen zwei Mo¬
naten nach dem Dato des darauf gerichteten An¬
trages erwählt und ungeordnet sepn , und die Auf -
rcchthaltung dieser Bestimmung soll , wie cs im
Entstehungsfallc erforderlich werden möchte , auf
dcsfalsigcn Antrag dem teutschen Bundestage an -
vcrtraut werden , —

Wenn der eine oder der andere Theil dem schieds¬
richterlichen Aussprüche wider alle Erwartung nicht
Folge leisten möge ; so soll von Seite Unsrer Landstände ,
zur Manutcncnz desselben , der Rcrurs an den Bundes¬
tag frei bleiben , welcher Nccurs aber durch die Schieds¬
richter daselbst angebracht werden muß . Wir Unsrer
Seits bringen , Kraft landesherrlicher Macht , das Ur -
thcil zur Vollziehung , wie Wir Uns denn überhaupt an
Unfern sonstigen fürstlichen und landesherrlichen Rech -
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tcn , such insonderheit der im h . 527 . des Landcsvcr /

gleiches Uns ausdrücklich vorbehaltcnem Zugeständniß ,

durch vorstehende Erklärung durchaus nichts vergeben

haben wollen . Sollte indessen die von Uns landeshcrr -

jich assgcordnct werdende Vollstreckung , wegen Mißdeu¬

tung oder Dunkelheit des Erkenntnisses , von Unfern
Landstanden für zu wcitgrcifcnd erachtet werden ;

so soll ihnen Vorbehalten bleiben , bei eben der De /

Hörde , die das Urtheil gesprochen hat , De¬
claration oder Rcmcdnr nachzusuchen . Wie

nun sämmtliche vorstehende Bestimmungen in Betreff

des zu beobachtenden Coinpromißverfahrens so lange ih¬

ren Werth und ihre Wirkung behalten sollen , als nicht ,
in Bezug auf die Aufrechthaltung der Landesverfassun¬

gen , allgemein gültige Bestimmungen auf dem teutschcn

Bundestage vereinbart und getroffen se » n werden ; so
wollen wir Unsre Erklärung und Anordnung bei dem

Bundestage durch Unfern accreditirtcn Gesandten ein -

reichen , und durch denselben darauf antragen lassen , daß
der keutsche Bund durch die Bundesversamm¬

lung den Inhalt dieser Unsrer Erklärung da¬

hin garantier ' , daß er alle Bestimmungen derselben ,
in welchen auf den Bundestag Bezug genommen wor¬

den - allezeit aufrecht erhalten wolle . "

Gegeben Schwerin , den 23 . Nov . 1817 .

Nach öffentlichen Nachrichten ( Mgem . Zeit . 1819 ,

Pr . 14t ) soll mich Oldenburg eine landstandische

Verfassung erhalten .

Dasselbe versprach bis zum Mai 1820 der Groß -

Herzog von Hessen - Darm stadt in folgendem Pa¬

tente vom 18 . Febr . 1819 , welches der damalige

Staatsminister , Freiherr von Lichtenberg , eontrasignirt

hatte :

„ Ludwig , von Gottes Gnaden , Großherzog von

Hessen und hei Rhein ; c . thun kund und zu wissen ;

Die besonderen Verhältnisse Unsers Großherzogthums
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und seiner ' einzelnen Theilc haben es bisher nicht er¬
laubt , zur Erfüllung deS jZtcn Artikels der tcurschen

Bundesakte , Unfern Wünschen gemäß , vorzuschrcircn .

Auch jetzt sind mehrere Anordnungen noch nicht gehörig

vorbereitet , welche , nach Unsrer reiflichen Prüfung , zum

allgemeinen Wohle , theils vor einer landstandischen Ver ,

fassung , theils gleichzeitig cintreten müssen , und welche

von Uns ^zum Gegenwände besondrer Vorarbeiten bereits

gemacht wurden . Indessen sind diese Vorbereitungen so

weit gediehen , um , in Uebercinsrimmung mit ihnen , nunc

mehr ununterbrochene Bcrarhungen über das Ganze und

Einzelne der künftigen Verfassung anzuordncn , welchen

Wir Unfern getreuen Untcrthancn landesvaterlich zu ver¬

leihen gnädigst Willens sind . Wir haben demnach an

Unser Staatsministerium , die nöthigcn Befehle heute er¬

lassen , indem Wir », zugleich verordnet haben , daß die
erste Skandevcrsammlung im Maimonatc des

kommenden Jahres 1820 in Unserer Residenz
einberufcn werde , und daß eine umfassende

Con st itutions urkunde v or diesem Zeitpunkte
bekannt gemacht werden soll rc . "

Dasselbe ward , bei dem im Großherzogthume im¬

mer lauter gewordenen Verlangen nach einer Verfas¬

sungsurkunde , in einer ofssciellcn Bekanntmachung des

Staatsministeriums vom 17 . Sept . 1819 ( S . Allg .

Zeit . 1819 , Nr . 274 S . 1095 f . ) mit den Worten

wiederhohlt :

„ Daß Se . König ! . Hoheit Ihr fürstliches Wort

zwar nicht vor dem von Allcrhöchstdcnselbcn fest¬

gesetzten Zeitpunkte , dann aber unfehlbar zu
lösen wissen würden , und baß die Bekanntma¬

chung der Vcrfassugsurkunde , durch welche Se ,

königl . Hoheit das Band der Liebe und des Vertrauens

zwischen Ihnen und Ihren getreuen Untcrthancn auf

ewige Zeiten noch fester zu knüpfen hofften , eine an¬

gemessene Zeit vorher , und sobald es nur Ihre
Verhältnisse zu dem tcutscheu Bunde erlaubten , erfol ,
gen werde . "
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Dagegen ward , im Nürnberger Correspondenten

1819 , Nr . 81 , in Hinsicht der Besitzungen des ( seit

dem am 21 . Jan . 1820 verstorbenen ) Landgrafen

Friedrich Ludwig Wilhelm Christian von Hessen -

Homburg , die Nachricht gegeben , „ der Landgraf

habe , weil es noch Niemanden eingefallen wäre , Land¬

stande nachzusuchen , der Einführung derselben , noch

zur Zeit Anstand gegeben , bis die benachbarten

Lander vorangingen . " Die Bevölkerung seiner Be¬

sitzungen , welche durch den Wiener Congreß vergrößert

wurden , umschließt 17 , 200 Einwohner ,

Das Herzogthum Braunschweig - Wolfenbüt »

tel , in welchem der damalige Prinz - Regent von Groß¬

britannien ( nun König Georg 4 .) , als Obcrvormund

des minderjährigen Herzogs , zum 12 . October 1819

die Stände zusammenricf , hat , nach öffentlichen Nach¬

richten , am 19 - Januar 1820 eine neue .Verfas¬

sung erhalten , die aber vor ihrer Bekanntmachung

nach London gehen und dort ratisicirt werden mußte .

( Sie wird , nach ihrem Erscheinen , in diese Samm¬

lung ausgenommen werden . ) Den Entwurf der neuen

Verfassung hatte der Graf von Münster den versam -

stielten Standest vorgblegt . Diese erbaten sich eine

Frist zur Beratschlagung , und ernannten 18 Mitglie¬

der zur Prüfung des Entwurfes und zur Unterhand¬

lung mit der Regierung wegen zu machender Abände¬

rungen und Zusätze . Die Arbeiten dauerten bis zum

23 . Dec . 1819 ; die Unterzeichnung der neuen

Urkunde geschah am 19 . Jan . 1820 . Bekannt ist von

derselben worden , daß fortan der dienst - und meier -

freie Landmann i9 . Dcputirte zur Standeversammlung

wählen und senden werde .
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